
AVES Das Bulletin
2/Juni 2001AVES Aktion für vernünftige Energiepolitik Schweiz

ESPER Entente Suisse pour une Politique Energétique Raisonnable
ASPER Azione Svizzera per una Politica Energetica Ragionevole

Eigentore vermeiden – 
mit dem Stimmvolk als Libero
Im Fussball kennen wir den Li-
bero, der als hinterster Mann
Fehler seiner Vorderleute gut-
machen soll. Auch die direkte
Demokratie hat glücklicherwei-
se ihren Libero: das Volk, die
Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger. Wie in der Vergangen-
heit wird es auch in Zukunft
sehr wichtig sein, dass Volkes
Stimme Unvernunft, Eigennutz
und Blendwerk abblocken wird.
Denn einige gefährliche Angrif-
fe rollen auch in nächster Zeit
auf das Schweizer Tor zu. 
Da heisst es, die Abwehr gut  zu
organisieren und vor allem Ei-
gentore zu vermeiden ...!

Eigentor Nummer 1: Die Initia-
tive «Für eine gesicherte AHV –
Energie statt Arbeit besteuern».
Eigentlich tönt der Titel gar
nicht so schlecht. Die Initiative
der Grünen ist es aber. Sie ver-
langt – was wir auch letztes Jahr
wieder abgelehnt haben – eine
ökologische Steuerreform.
Schlimmer noch: Diesmal soll
zusätzlich auch die Wasserkraft
besteuert werden. Für die 
AVES ist eine Steuerreform
nach wie vor diskutabel. Eine
solche muss jedoch fiskal- und
staatsquotenneutral sein, darf
die Wettbewerbsfähigkeit unse-
res Landes auf keinen Fall be-
einträchtigen. Ein noch klareres
Nein als jenes vom September
2000 ist für die neuerliche «Be-
steuerungs-Initiative» geradezu
vorprogrammiert. Ein böses Ei-
gentor also – oder wie es Natio-
nalrat Hajo Leutenegger in der
Debatte treffend sagte: «... ein
Nachschuss einer bisher treffer-
losen Serie»!

Eigentor Nummer 2: Das Refe-
rendum zum Elektrizitätsmarkt-
gesetz (EMG).
Eines ist sicher, selbst wenn das
von Gewerkschaftsbund, Al-

liance de gauche, den Grünen
und Teilen der SP ergriffene Re-
ferendum Zustimmung fände,
lässt sich die Liberalisierung des
Strommarktes nicht verhindern.
Die Strombranche musste sich
längst auf den angekündigten 
Markt vorbereiten; einen Markt,
der dem vorliegenden Gesetz
voraus ist. Mit Recht – denn ge-
rade hier gilt: Wer sich schneller
auf das Unvermeidbare ein-
stellt, geniesst auch dessen Vor-
teile. Mit ihrem Nein würden
EMG-Gegner ausgerechnet ein
sehr positives Beispiel der Libe-
ralisierung behindern. Nicht zu-
letzt auch die im Gesetz bevor-
zugten Produzenten von Strom
aus erneuerbaren Energien, wo
sie doch gerade für diese immer
wieder auf die Barrikaden stei-
gen. Ein klassisches Eigentor al-
so, das wir vermeiden wollen!

Eigentor Nummer 3: Die Ver-
hinderung der Lagerung radio-
aktiver Abfälle im eigenen
Land. Die Aussichten sind zwar
nicht so schlecht, dass im «Wel-
lenberg» ein Sondierstollen rea-
lisiert und damit wichtige Vo-
raussetzungen für ein Lager für
schwach radioaktive Abfälle ge-
schaffen werden können. Die
für den September geplante 
Abstimmung im Kt. Nidwalden
muss zwar – wegen Einspra-
chen – auf den Sommer 2002
verschoben werden. In Benken,
dem Bohrungsstandort für ein
eventuelles Lager stark radioak-
tiver Abfälle, regt sich Wider-
stand. Tatsache ist aber: Wie
auch immer die Zukunft aus-
sieht, die von uns produzierten
Abfälle sollten wir grundsätz-
lich auch bei uns lagern. Zynisch
ists, das seriöse Lagern zu be-
kämpfen, um so die Kernener-
gie zu verhindern zu versuchen.

Bruno Fäh

bf) Die AVES-Delegierten aus allen
Landesteilen hielten ihre Jahresta-
gung 2001 in Olten. 

Die Versammlung stand ganz im Zei-
chen vergangener (gewonnener) und
zukünftiger Energieabstimmungen.
Der zweite Teil der Zusammenkunft
galt dem Besuch des neuen Wasser-
kraftwerkes Ruppoldingen.

Zufrieden mit dem Energiegesetz
Das Gesetz ist seit Januar 1999 in
Kraft. Mit ihm wurde eine ener-
gierechtliche Basis gesetzt, mit
der die AVES insgesamt zufrie-
den ist. Allzu restriktive Rege-
lungen betreffend Elektrohei-
zungen, versorgungsabhängige
Heizkostenabrechnung, Strom-
rückliefertarif aus WKK-Anlagen
konnten auch in unserem frei-
heitlichen Sinne abgeschwächt
werden.

Glücklich über das 3fache Nein
Bei der Bekämpfung der Solar-
initiative, der Förderabgabe und
der ökologischen Steuerreform
(Grundnorm), die alle weniger
mit Ökologie als mit mehr Staat
und mehr Steuern zu tun hatten,
stand die AVES an vorderster
Front; mit grossem Einsatz vieler
Einzelner, aber auch der Regio-
nalgruppen.

CO2-Gesetz könnte sehr teuer werden
Dieses Gesetz – seit dem 1. Mai
2000 in Kraft – will bekanntlich
bis zum Jahre 2010 eine Reduk-
tion des CO2-Ausstosses gegen-
über 1990 um 10 Prozent errei-
chen. Wenn absehbar wird, dass
dieses Ziel auf freiwilliger Basis
nicht erreicht wird, kann frühes-
tens ab dem Jahre 2004 eine
CO2-Lenkungsabgabe von maxi-
mal 210 Franken pro Tonne CO2-
Ausstoss eingeführt werden. Die
Folgen: Das Benzin würde im

Extremfall um mehr als 50 Rap-
pen pro Liter teurer, das Heizöl
um etwa 60 Franken pro 100 Ki-
lo (also über 100 Prozent mehr).
Hoffen wir, dass bei allfälliger
Einführung dieser CO2-Abgabe
sowohl der Bundesrat wie auch
das für die Genehmigung der
Abgabesätze zuständige Parla-
ment vernünftige Lösungen tref-
fen werden.

Wenig Chancen für erneute 
Energie-Initiative
Die Initiative «Energie statt Ar-
beit besteuern» will auch Steuern
auf Strom aus Wasserkraft er-
heben. Das würde unsere einhei-
mische saubere Stromproduk-
tion ungerecht belasten und
allgemein zu einer exorbitanten
steuerlichen Belastung führen.
Nach den Ergebnissen vom letz-
ten Herbst wird auch diese Initia-
tive keine Chance haben, und die
Grüne Partei täte gut daran, die-
se zurückzuziehen (siehe Reso-
lution der AVES-Delegiertenver-
sammlung). 
Die Abstimmung ist provisorisch
auf den 2. Dezember dieses Jah-
res festgelegt worden.

Zwei weitere Initiativen, die uns
mehr CO2 und Milliardenkosten 
bescheren würden
«Strom ohne Atom» will die
schweizerischen Kernkraftwerke
stilllegen; Beznau 1 und 2 sowie
Mühleberg zwei Jahre nach An-
nahme dieser totalitären Initiati-
ve, Gösgen und Leibstadt nach je
30 Betriebsjahren. «Moratorium
plus» will nicht, wie man meinen 
könnte, einfach eine Verlänge-
rung des Moratoriums, sondern
ebenfalls die Stilllegung unserer
Kernkraftwerke, die zusammen
ja 40 Prozent unseres Strombe-
darfes decken. Die AVES wird
diese zwei unrealistischen Initia-
tiven mit aller Kraft bekämpfen.

Nach der Delegiertenversammlung:

Die AVES energisch auf gutem Kurs
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An der Delegiertenversammlung vom 16. Juni 2001 in Olten verabschie-
dete die Aktion für vernünftige Energiepolitik der Schweiz (AVES) unter
dem neuen Präsidium von Nationalrat Dr. Peter Steiner (FDP Solothurn)
folgende RESOLUTION:

Initiative «Energie statt Arbeit 
besteuern» zurückziehen!
Die Aktion für vernünftige Energie-
politik (AVES) lehnt die voraussicht-
lich am 2. Dezember 2001 zur Ab-
stimmung kommende Initiative
«Energie statt Arbeit besteuern» ab.
In der gegenwärtigen energiepoliti-
schen Situation ist eine zusätzliche
steuerliche Belastung unserer Was-
serkraft und die Gefährdung ihrer
Konkurrenzfähigkeit nicht oppor-
tun. Da diese Initiative keinerlei
Chancen hat, angenommen zu wer-
den, fordert die AVES die Grüne Par-
tei auf, diese zurückzuziehen. 

Im Weiteren unterstützt die AVES
die Haltung des Bundesrates betref-
fend die Aufrechterhaltung der Op-
tion Kernenergie im Kernenergiege-
setz (KEG) und die Ablehnung der
zwei hängigen Atomausstiegsinitia-
tiven. Entgegen der Auffassung des
Bundesrates sollte im KEG die Wie-
deraufbereitung der Kernbrennstof-
fe jedoch auch in Zukunft möglich
bleiben.

Nach der eindeutigen Ableh-
nung der grünen Initiative «Für
eine gesicherte AHV – Energie 
statt Arbeit besteuern» durch
Bundesrat, Nationalrat (März
2001) und Ständerat (Juni 2001)
und nach der klaren Ablehnung
der drei Energievorlagen im
September 2000 durch Volk
und Stände fordert die AVES
die Grüne Partei zu einer Über-

prüfung ihrer Initiative auf.
Nach Meinung der AVES hat
diese Initiative keine Chance,
angenommen zu werden. 
Die Aufforderung zum Rück-
zug der Initiative entspringt vor
allem der Überlegung, dass die 
Idee einer ökologischen Steuer-
reform bei Ablehnung der
Initiative für sehr lange Zeit,
wenn nicht für immer, von der
Traktandenliste gestrichen wä-
re. Die AVES vertritt jedoch die
Meinung, dass eine klug ausge-
staltete und umsetzbare ökolo-
gische Steuerreform zumindest
diskussionswürdig ist und We-
ge in diese Richtung nicht voll-
ständig verbaut werden sollten.

Im Hinblick auf die Schaffung
des Kernenergiegesetzes (KEG)
unterstützt die AVES das Fest-
halten des Bundesrates an der
Option Kernenergie und den
Verzicht auf eine zeitliche Be-
schränkung des Betriebs der
Kernkraftwerke, so lange deren
Sicherheit gewährleistet ist. Im
Gegensatz zum Bundesrat ist
die AVES der Meinung, dass
unter dem Aspekt der Nachhal-
tigkeit die Wiederaufbereitung
der Kernbrennstoffe im KEG
nicht verboten werden sollte.

Aktion für vernünftige Energie-
politik (AVES)

Neu im AVES-Vorstand:

Konrad Niederberger aus Stans
Zusätzlich in ihren Vorstand
wählten die AVES-Delegierten
an ihrer Jahresversammlung in
Olten Konrad Niederberger, 
Stans. Der Präsident der AVES
Nidwalden kennt auch die Ver-
hältnisse rund um das geplante
Endlager für schwach- und mit-

Denn der CO2-Ausstoss würde –
statt vermindert – wieder erhöht
und andererseits käme ein Aus-
stieg den Steuerzahler sehr teuer
zu stehen; man spricht von 40
Milliarden Franken! Die Volks-
abstimmung ist voraussichtlich
in zwei Jahren.

Realistisches Kernenergiegesetz statt
Ausstiegs-Initiativen
Auch die AVES betrachtet das
Kernenergiegesetz grundsätzlich
als mehrheitsfähigen Gegenvor-
schlag zu den beiden Ausstiegs-
Initiativen. Vor allem begrüssen
wir das Festhalten des Bundesra-
tes an der Option Kernenergie
und insbesondere den Verzicht
auf eine zeitliche Beschränkung
des Betriebs der Kernkraftwerke,
so lange deren Sicherheit ge-
währleistet ist. Nicht nachvoll-
ziehbar ist für die AVES hinge-
gen das vom Bundesrat
befürwortete Verbot der Wieder-
aufbereitung der abgebrannten
Brennelemente.

Elektrizitätsmarktgesetz: Warten auf
die Verordnung
Wir stehen hinter der Marktöff-
nung. Eine solche kann durch
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Ablehnung ohnehin nicht ver-
hindert werden, hingegen – und
das ist sehr wichtig – die bereits
in Gang gesetzte Liberalisierung
erhält mit dem Gesetz den richti-
gen Rahmen, der für eine gere-
gelte Marktordnung im Interesse
aller absolut notwendig ist. Fun-
damentale Opposition gegen ge-
sunden Strukturwandel ist hier
genauso fehl am Platz wie das
Schüren von Ängsten vor Strom-
monopolen. Aber auch Verglei-
che mit der kürzlichen «Zürcher
Abstimmung» sind so falsch wie
solche mit der Energiekrise in
Kalifornien. 

Bleibt das Warten auf die Verord-
nung zum Elektrizitätsmarktge-
setz EMG. Falsch wäre es, diese
Verordnung zum Abstimmungs-
thema zu machen, statt die Vor-
teile der geregelten Öffnung zu
erkennen: Stärkung der öffentli-
chen und transparenten Kont-
rolle eines wichtigen Bereichs der
Stromwirtschaft, aber auch 
mehr Marktfreiheit, Vielfalt und
Effizienz.                                    ■

telradioaktive Abfälle im Wellen-
berg. 
Die Entscheide des Nidwaldner
Volkes sind von energiepoliti-
scher Bedeutung. Die Abstim-
mung über die Bewilligung 
für einen Sondierstollen findet
wahrscheinlich 2002 statt.          ■

Die Protagonisten der Delegiertenversammlung: Konrad Studerus, Vizepräsident AVES, Dr. Hans Fuchs, Leiter Thermische Produktion Atel und Geschäftsleiter KKW
Gösgen, Nationalrat Dr. Rudolf Steiner, Präsident AVES und Rolf Schmid, Informationsbeauftragter Atel (von links).



Mit dem komplett neuen Wasserkraft-
werk wurde in allen Teilen eine posi-
tive Lösung gefunden. Davon konnten
sich auch die AVES-Delegierten im
zweiten Teil ihrer Jahrestagung in Ol-
ten überzeugen. 

Ein neues Kraftwerk soll leis-
tungsfähiger und effizienter sein,
aber auch möglichst im Einklang
mit der Natur stehen. Der Atel ist
es gelungen, zusammen mit
Behörden und interessierten Or-
ganisationen auch der Natur zu
ihrem Recht zu verhelfen. Bei
der Wiederherstellung und Neu-
schaffung von Natur- und Land-
schaftswerten hat die Aare-Tessin
AG viel mehr als bloss Auflagen
erfüllt; eine einmalige Fluss- und
Auenlandschaft wird erhalten, ja
entscheidend aufgewertet:

Zum Beispiel im Oberwasserbereich:
Wiederherstellung 
- Auenwald Sandmatten
- betroffene Uferbestockung ➀
- Boninger Inseln ➁
- tangierte Spazierwege längs der

Aare ➂
Schaffung
- von Flachwasserzonen ➃
- von Sukzessionsflächen

Zum Beispiel im Unterwasserbereich:
Schaffung
- eines schnell fliessenden natur-

nahen Umgehungsgewässers
anstelle des heutigen Kraft-
werkkanals, das strömungslie-
benden Fischen und Kleinle-
bewesen Laichplätze,
Aufwuchsareale und Lebens-
raum bietet ➄

- von Kiesbänken und –inseln ➅
- von zusätzlicher Auenwald-

fläche (Vervierfachung auf ins-
gesamt 5,2 Hektaren) ➆

Renaturierung/Aufwertung
- der Aare vom neuen Kraftwerk

bis zur Wigger-Mündung ➇
- der Pfaffern auf 200 Meter, bei

gleichzeitiger Vernetzung mit
der Aare ➈

Erhaltung 
- der Ruppoldinger Inseln ➉

Mit der Erneuerung des umwelt-
freundlichen, effizienten Werkes Rup-
poldingen ist eine weitere einheimi-
sche erneuerbare Energiequelle
entscheidend verbessert worden. Und
solche positiven Investitionen in die
absolut CO2-freie Wasserkraft dürfen
wir nicht mit ungerechten Abgaben
bestrafen, wie es die Initiative «Ener-
gie statt Arbeit besteuern» vorsieht.

Das neue Wasserkraftwerk Ruppoldingen:

Effizient im Einklang mit der Natur
Die Anwendungsprotokolle der Alpen-
konvention drohen zwei Drittel des
schweizerischen Staatsgebiets in ei-
nen riesigen Ballenberg zu verwan-
deln. Dabei werden die normalen de-
mokratischen Kontrollmechanismen
missachtet.

Mit der 1998 erfolgten Ratifika-
tion der Alpenkonvention hat die
Schweiz in ein tückisches Räder-
werk eingegriffen. Mit der Kon-
vention selbst sind neun An-
wendungsprotokolle verbunden:
«Berg-Landwirtschaft», «Raum-
planung und nachhaltige Ent-
wicklung», «Energie», «Berg-
wald», «Naturschutz und Land-
schaftserhalt», «Schutz des Bo-
dens», «Tourismus», «Transport»
und «Beilegung von Streit-
sachen». Sämtliche Protokolle
wurden vom Bundesrat unter-
schrieben, müssen aber noch
vom Parlament ratifiziert wer-
den. Wirtschaftskreise und an
der kontinuierlichen Entwick-
lung der Berggebiete interessier-
te Organisationen möchten um
jeden Preis die Ratifizierung ver-
hindern.

Der Inhalt dieser Protokolle ist in
dem Masse inakzeptabel, als er 
einer parteiischen, extremistischen
und antiökonomischen Konzeption
der Ökologie und der nachhaltigen
Entwicklung entspricht: Der Schutz
der Natur steht über dem Nutzen
ihrer Ressourcen, und der Mensch
erscheint darin als Eindringling!
In allen Bereichen dieser Proto-
kolle wird eine hinter der Alpen-
konvention verborgene Ideolo-
gie konkretisiert, indem die
Entwicklung der Verkehrswege
bedroht ist (Verbot neuer Stras-
sen), ebenso die Infrastruktur
und sämtliche wirtschaftliche Ak-
tivitäten der Bergregionen. Nicht

nur sind Sportler wie Skifahrer,
Mountainbiker, Kletterer oder
Gleitschirm-Piloten betroffen,
sondern auch die Tourismus-
und Helikopterflüge. Fast zwei
Drittel der Gesamtfläche der
Schweiz sind von der Konven-
tion betroffen. Diese Regionen
hätten existenzielle Schwierig-
keiten und müssten wirtschaft-
lich unterstützt werden.

Diese Protokolle stellen auch
Probleme bezüglich der Rechts-
ordnung. Diese sind weitaus
zwingender als die Konvention
selbst, und sie müssten zu Ent-
scheidungen der Behörden füh-
ren, welche jegliche demokrati-
sche Kontrolle vermissen liessen.

Die Raumplanung, heute in der
Kompetenz der Kantone, würde im
«alpinen Bereich» neu durch Nicht-
Regierungsorganisationen zweifel-
hafter Legitimität bestimmt, die eher
von ökologischen als ökonomischen
Kreisen dominiert werden.
Im Übrigen verlangen diese Or-
ganisationen bereits nach zusätz-
lichen Protokollen ... So verrie-
gelt das 9. Protokoll über die
Beilegung von Streitsachen das
System, indem es ein Schieds-
gericht vorsieht, dessen Ent-
scheide über Rechtsstreitigkei-
ten ohne Einspruchsmöglichkeit
wirksam werden.

Die Entwicklung der Bergregio-
nen muss das Ergebnis politi-
scher Willensbildung und nicht
verwaltungstechnischer Planung
sein. Sie muss es diesen Regio-
nen erlauben, hauptsächlich von
ihren Ressourcen zu leben und
nicht zu einem alpinen Reduit
oder zu einem gigantischen Bal-
lenberg-Museum zu werden.    ■

Alpenkonvention:

Auferstehung des Reduits?

Verband der Schweizerischen Gasindustrie (VSG):

Hajo Leutenegger ist neuer Präsident
An ihrer Generalversammlung haben
die Vertreter der rund 90 Gasversor-
gungsunternehmer Nationalrat Hajo
Leutenegger zu ihrem Präsidenten ge-
wählt. Der Zuger Nationalrat, ein aus-
gewiesener Kenner der Energiebranche,
ist Direktor der Wasserwerke Zug AG.

Die Erdgasbranche steht vor
grossen Herausforderungen: Sie

hat sich zum Ziel gesetzt, zur
Entlastung der Umwelt den Ein-
satz von Erdgas verstärkt zu för-
derrn. Mit einem Verbrauch von 
31,44 Milliarden Kilowattstun-
den im vergangenen Jahr erreicht
Erdgas am gesamten Energie-
konsum in der Schweiz einen
Marktanteil von 11%.                 ■
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Bf) Vor allem die bekannten Energie-
engpässe machen Atomstrom in den 
Vereinigten Staaten wieder populärer.
Betriebszeiten der Kernkraftwerke
sollen verlängert und neue Kernkraft-
anlagen gebaut werden. Heute kom-
men in den USA 20 Prozent des
Stroms aus Kernkraftwerken. Die Zahl
der Befürworter von Kernenergie
steigt.

Hunderte neuer Kraftwerke,
aber auch neue Ölbohrungen
sollen Strommangel und Eng-
pässe beseitigen und die Versor-
gung sicherstellen. Dazu müss-
ten nicht nur Kohle- und
Gaskraftwerke, sondern auch
weitere Atomkraftwerke gebaut
werden. Wenn nichts geschehe,
werde die Energiekrise die Wirt-
schaft der USA, den Lebensstan-
dard und die nationale Sicherheit
beeinträchtigen. Massnahmen zur
Senkung des Stromverbrauchs
hingegen spielen im Land der
«unbeschränkten Möglichkeiten»
eine untergeordnete Rolle ...!

Mehr Kernkraftbefürworter
Der Ausstieg aus dem Kyoto-Ver-
trag bescherte Bush harsche Kri-
tiken über die Grenzen der USA
hinaus. Trotz der Pläne, die fossi-
len Brennstoffe als erstes zu för-
dern, lobt der Präsident die
Atomkraft als saubere Energie-
quelle, mit der Strom produziert
werde, ohne die Atmosphäre mit
CO2 belasten zu müssen. Gestie-
gen ist auch die Akzeptanz der
Kernenergie generell. Waren es
vor einiger Zeit noch 60 Prozent,
die Atomstrom ablehnten, sind
es heute gerade noch 44 Prozent. 

Freier Strommarkt lässt 
Schweizer Lichter weiterhin brennen
Wenn nicht Angst, so doch Re-
spekt haben Schlagzeilen «In Ka-

Die Stromkrise in den USA:

Ruf nach weiteren 
Kernkraftwerken wird lauter

lifornien gehen die Lichter aus»
verbreitet. Und es gibt Skeptiker,
die sehen in der Krise der kalifor-
nischen Stromversorgung typi-
sche Folgen einer Strommarktli-
beralisierung. Wenn wir auch aus
den kalifornischen Verhältnissen
lernen können, ist die energie-
wirtschaftliche Situation bei uns
eine völlig andere; ein amerikani-
sches Szenario geradezu unwahr-
scheinlich. Auch wenn wir mit
der Einführung des Elektrizitäts-
marktgesetzes vor der sicher
grössten Veränderung in der Ge-
schichte schweizerischer Strom-
versorgung stehen, ist unsere
Stromwirtschaft für eine Versor-
gungskrise im Stile Kaliforniens
viel, viel weniger anfällig: Die Li-
beralisierung ist ausgereifter und
vor allem: Sie erfolgt richtiger-
weise in drei Schritten über ei-
nen Zeitraum von einigen Jah-
ren. Dann sind Strukturen für
Produktion und Verteilung dank
stetiger Investitionen auf einem
sehr hohen Niveau. Und was
nicht unwesentlich ist, die
schweizerische Stromwirtschaft
ist mit ihrer praktisch zu 100 Pro-
zent CO2-freien Produktion – 60
Prozent Wasserkraft und 40 Pro-
zent Kernkraft – auch weit weni-
ger anfällig für Engpässe und
Preise, zum Beispiel bei fossilen
Energieträgern. 

Darum setzt auch die AVES wei-
terhin auf die Optionen Wasser-
kraft und Kernenergie. Beide
brauchen jedoch faire, realisti-
sche Rahmenbedingungen – si-
cher nicht falsche Subventionen,
aber auch nicht falsche, unver-
ständliche Belastungen, wie sie
zum Beispiel die Initiative «Ener-
gie statt Arbeit» auch für die
Wasserkraft gerne realisieren
möchte.                                       ■

Wir trauern um 
Louis-Eduard
Rossier

Die AVES, aber auch die
Schweizer Energieszene hat
einen mutigen Kämpfer ver-
loren. Louis-Eduard Rossier,
unser verdientes Ehrenmit-
glied und Mann der ersten
Stunde, ist diesen Frühling im
78. Lebensjahr gestorben. Vor
allem die älteren AVES-Mili-
tanten wissen um die Ver-
dienste unseres Freundes.
Louis Rossier hat sich mit po-
litischem Flair und ausgespro-
chenem Kommunikationsta-
lent immer für die Sache der
AVES, für vernünftige, realis-
tische Energiepolitik, einge-
setzt. Allzeit hat er die Ener-
giepolitik in unserem Lande
kritisch mitverfolgt und im-
mer wieder mutige, wertvolle
Impulse gegeben. Seinem
Einsatz verdanken wir ganz
besonders, dass in der West-
schweiz eine tatkräftige, effizi-
ente Organisation, die FRE,
entstanden ist. Ihre Arbeit,
aber auch die der gesamten
AVES  wird sich immer am
beispielhaften, mutigen Ein-
satz solcher Männer orientie-
ren. 
Louis Rossiers couragiertes,
treues und liebenswürdiges
Wesen begleitet uns über sei-
nen Tod hinaus. 


